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Hintergrund: 
Weltweit erlassen Regierungen jeden Tag neue Maßnahmen, um die COID19 
Pandemie einzudämmen und um die sogenannte Infektionskurve abzu-
flachen. Aus diesem Grund hat die türkische Regierung einen Gesetzsentwurf                
bezüglich der Strafvollstreckungsgesetze zur Abstimmung vorgelegt, um 
die Ausbreitung des Virus in den Gefängnissen einzudämmen. Der Entwurf 
wurde am 13 April 2020 vom Türkischen Parlament mit 271 „Ja“ und 59 „Nein“ 
Stimmen verabschiedet. Das Gesetz trat in Kraft am 15 April 2020 worauf hin 
90.000 Gefangene entlassen wurden.

Gefängnisse in der Türkei: 
Laut Statistiken befanden sich 294.000 Menschen in türkischen Justizvolls-
treck- ungsanstalten¹ und rund 150.000 Beamt_innen arbeiten in diesen Ein-
richtungen (Stand 31.01.2020). Den Gefängniseinrichtungen mangelt es an 
angemessenen Isolations-, Hygiene-, Ernährungs- und Behandlungsmöglich-
keiten2. Diese Situation stellt eine ernsthafte Bedrohung für das Recht auf Leb-
en aller Gefangenen dar, zu deren Schutz der türkische Staat verfassungsrech-
tlich als auch durch internationale Abkommen verpflichtet ist.

Warum sind so viele Menschen in türkischen Gefängnissen? 
Das türkische Anti-Terror-Gesetz beinhaltet eine sehr weite Definition von
„Terror“ und lässt daher sehr viel Raum für Interpretationen. Hierdurch ist es 
möglich, politische Gegner und Journalisten mit einem Terrorvorwurf ein- zus-
perren. Zuletzt wurde im Türkei-Bericht von Dunja Mijatovic, 
Menschenrechtskommissarin des Europarates, hierauf aufmerksam gemacht3.

Simpel ausgedrückt: Kinderschänder und Vergewaltiger werden früher aus dem Gefängnis 
entlassen als ein_e Journalist_in, der wegen eines kritischen Artikels in Haft ist. 

Was sieht das neue Gesetz vor? 
Das von der regierenden AKP entworfene und der MHP (Nationalistische       
Bewegungspartei) unterstützte Gesetz berücksichtigt die Freilassung von 
bis zu 90.000 Menschen, die wegen Verbrechen wie Diebstahl, Entführung, 
Erpressung, Sachschaden, Betrug, Drogenhandel, Bedrohung, Menschen-       
handel, Körperverletzung, Kind Missbrauch und Mord verurteilt wurden.

Laut einer Studie4 wurden im Jahr 2013, 8.416 Personen wegen Straftaten im Sinne von Artikel 
314 des türkischen Anti-Terror-Gesetzes (Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung) 
angeklagt. Diese Zahl stieg 2017 auf 146.731. 2018 waren es 115.753 Anklagen. Türkische 
Staatsanwälte haben also von 2013 bis 2018 337.722 Personen wegen Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Organisation angeklagt. Dabei ist es egal, ob man tatsächlich terroristischen 
Aktivitäten nachgegangen ist: Auch das Verfassen und Teilen von Gedankengut, das einer 
vermeintlichen Terrororganisation nahesteht, gilt als terroristischer Akt.

Die türkische Justiz bedient sich paradoxer Urteilssprechungen wie „gewaltfreie Anhänger oder 
Unterstützer einer Terrororganisation“. Das heißt: Sie waren nicht gewalttätig, sind keiner terror-
istischen Aktivität nachgegangen, haben aber ihre Sympathie zu einer vermeintlichen Terroror-
ganisation ausgedrückt? Dann werden Sie nach dem Anti-Terror-Gesetz verurteilt und wären ein 
Terrorist.

Aber nicht berücksichtigt sind diejenigen Gefangenen, die durch das Anti-Terror-Gesetz zu       
Unrecht inhaftiert wurden. Dazu zählen Journalist_innen, Menschenrechtler_innen und andere 
Untersuchungshäftlinge. Menschen wie Ahmet Altan, Osman Kavala, Selahattin Demirtas, 
Fevzi Yazici und Aysenur Parildak aber auch Lehrer_innen, Beamt_innen, Journalist_innen und 
Unternehmer_innen, denen keinerlei Gewalttaten nachgewiesen wurden.



Kritik zum Gesetz? Wie viele COVID19 Infizierte gibt es in den 
Gefängnissen?
Vor dem in Kraft treten des Gesetzes haben mehrere internationale Gremien 
wie PACE5, Mitglieder des Europaparlaments6 und NGOs wie Human Rights 
Watch7 und Amnesty International8 sich dafür eingesetzt, dass im Gesetz auch 
die politischen Gefangenen einbezogen werden sollen.

HRDfac t sheet 2020/11 Das Neue Strafvollstreckungsgesetz in der Türkei

1	 https://www.ihd.org.tr/covid-19-salgini-ve-hapishanelerde-acilen-alinmasi-gereken-onlemler/
2	 http://bianet.org/english/human-rights/222019-prisoners-are-vulnerable-to-covid-19
3	 https://rm.coe.int/report-on-the-visit-to-turkey-by-dunja-mijatovic-council-of-europe-com/168099823e
4	 https://arrestedlawyers.org/2019/09/23/abuse-of-the-anti-terrorism-laws-by-turkey-is-steadily-increasing/
5	 https://pace.coe.int/en/news/7837/rapporteur-calls-on-spain-and-turkey-to-include-politicians-in-early-pris-

on-releases-prompted-by-coronavirus 
6	 https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200330IPR76109/turkey-non-discriminatory-re-

lease-of-prisoners-in-fight-against-covid-19
7	 https://www.hrw.org/news/2020/04/03/turkey-covid-19-puts-sick-prisoners-grave-risk
8	 https://www.amnesty.de/mitmachen/urgent-action/jetzt-muessen-freilassungen-erfolgen
9	 https://en.coronainturkeyprisons.com/
10	 https://twitter.com/NachoSAmor/status/1259815336301510657?s=20
11	 http://bianet.org/english/law/223934-constitutional-court-to-examine-law-on-criminal-enforcement-as-to-the-merits
12	 https://www.cnnturk.com/video/turkiye/chpden-aymye-ikinci-basvuru

Das Gesetz liegt zur Überprufung vor dem Verfassungsgericht:
Die größte Oppositionspartei im Türkischen Parlament - CHP (Republikanis-
che Volkspartei) hat nach dem in Kraft treten des Gesetzes im Rahmen der 
Formwidrigkeit eine Klage vor dem türkischen Verfassungsgericht eingereicht 
und die Annullierung des Gesetzes beantragt. Das Verfassungsgericht hat in 
diesem Rahmen veröffentlicht, dass es seinen Sachbeschluss bezüglich dieser 

Auch nach dem in Kraft treten des Gesetzes wurde dieser von einem breiten Spektrum kritisiert. 
Vor allem die Lage im Silivri Gefängnis (namhafte politische Gefangene sind hier untergebracht), 
kann man als Epizentrum der COVID19 unter den Gefängnissen nennen. Laut den uns vorlieg-
enden Informationen sind 273 Häftlinge/Gefangene COVID19 Positive getestet (alleine im Silivri 
Gefängnis sind es 191 Personen) und 137 Gefängniswärter und Arbeiter sind mit dem Virus infi-
ziert (Stand 19 Mai 2020) 9.

Auf diese Situation hat auch der Türkei Berichterstatter MEP Nacho Sanchez Amor (S&D) in einer 
Sitzung im Menschenrechtskommission des Europäischen Parlamentes aufmerksam gemacht10.

Klage in den kommenden Tagen bekannt geben wird11. Die CHP hat zu dem auch veröffentlicht, 
dass sie eine Sachklage bezüglich des Gesetzes vorbereite und diese dem Verfassungsgericht 
vorlegen wird12.

Obwohl die CHP mit diesem zweiten Schritt den Forderungen der Bevölkerung nachkommt 
(die CHP-Fraktion im Parlament ist die einzige Partei die eine Anklage vor dem Verfassungsger-
icht stellen kann) darf nicht außer Acht gelassen werden, dass im Falle einer Annullierung des            
Gesetzes durch das Verfassungsgericht im Rahmen der ersten Formwidrigkeitsklage, die Sach-
klage (eventuelle zweite Klage der CHP) nichtig erklärt wird. 

Folglich könnten alle frühzeitig Entlassenen in die Gunst der strittigen Sachlage kommen, 
während aber politische Gefangene auf eine neuen Legislaturänderungen warten müssten und 
nach heutigem Stand in den türkischen Gefängnissen einem immensen Lebensrisiko ausgesetzt 
wären. 
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